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1. 1-%-Regelung auf Grundlage des „Bruttolistenneupreises“  

 

Von der Fachwelt heftig umstritten ist die Tatsache, dass die 1-%-Regelung vom „Bruttolistenneupreis“ 

und nicht vom tatsächlichen Kaufpreis des Pkw angewandt wird. Das macht sich insbesondere bei ge-

braucht gekauften Fahrzeugen bemerkbar.  

 

Das Einkommensteuergesetz schreibt vor, dass zum Arbeitslohn auch die Vorteile aus der Überlassung 

eines Dienstwagens, soweit ihn der Arbeitnehmer privat nutzen kann, gehören. Dieser Vorteil kann 

entweder mit den durch die private Nutzung verursachten Kosten des Fahrzeugs (Fahrtenbuchmethode) 

oder, wenn ein Fahrtenbuch nicht geführt wird, mit 1 % des „Bruttolistenneupreises“ (sog. 1-%-

Regelung) bewertet werden.  

  

In einem vor dem Bundesfinanzhof (BFH) ausgefochtenen Streitfall durfte ein Steuerpflichtiger einen 

von seinem Arbeitgeber zur Verfügung gestellten Dienstwagen auch für private Fahrten nutzen. Das 

gebrauchte Fahrzeug hatte noch einen Wert von rund 32.000 €. Der Bruttolistenneupreis belief sich auf 

81.400 €. Das Finanzamt setzte als geldwerten Vorteil aus der Überlassung des Dienstwagens entspre-

chend der 1-%-Regelung auf Grundlage des Bruttolistenneupreises einen Betrag in Höhe von 814 € 

monatlich an. Dagegen machte der Kläger geltend, dass bei der Berechnung des Vorteils nicht der Lis-

tenneupreis, sondern der Gebrauchtwagenwert zugrunde zu legen sei. Außerdem würden Neufahrzeuge 

kaum noch zum Bruttolistenpreis veräußert. Der Gesetzgeber müsse deshalb aus verfassungsrechtlichen 

Gründen einen Abschlag vorsehen.  

 

Der BFH hielt in seiner Entscheidung vom 13.12.2012 an der Rechtsprechung fest, dass die 1-%-

Regelung als pauschalierende Bewertungsregelung individuelle Besonderheiten in Bezug auf die Art 

und die Nutzung des Dienstwagens grundsätzlich unberücksichtigt lässt. Schon früher hatte er entschie-

den, dass nachträgliche Änderungen am Fahrzeug unabhängig davon, ob werterhöhend oder wertverrin-

gernd, grundsätzlich unerheblich bleiben, sodass auch bei einem vom Arbeitgeber gebraucht erworbe-

nen Fahrzeug grundsätzlich der Bruttolistenneupreis anzusetzen ist.  

 

Er folgte auch nicht dem Einwand, dass heutzutage auch Neufahrzeuge praktisch kaum noch zum aus-

gewiesenen Bruttolistenneupreis verkauft werden und der Gesetzgeber deshalb von Verfassungs wegen 

gehalten ist, Anpassungen vorzunehmen, etwa durch einen Abschlag vom Bruttolistenneupreis.  

 

Insoweit ist zu berücksichtigen, dass der Vorteil des Arbeitnehmers nicht nur in der Fahrzeug-

überlassung selbst liegt, sondern auch in der Übernahme sämtlicher damit verbundener Kosten 

wie Steuern, Versicherungsprämien, Reparatur- und Wartungskosten sowie insbesondere der 

Treibstoffkosten. Alle diese Aufwendungen sind weder im Bruttolistenneupreis noch in den tat-

sächlichen, möglicherweise geringeren Anschaffungskosten abgebildet.  

 

Soweit der BFH in anderem Zusammenhang auf die tatsächlichen Fahrzeugpreise abstellt, nämlich bei 

der Besteuerung des Vorteils durch Rabatte beim Neuwagenkauf (Jahreswagenbesteuerung), wird hier 

der Vorteil nicht nach Maßgabe einer grob typisierenden Regelung, sondern auf Grundlage des tatsäch-

lich verwirklichten Sachverhalts ermittelt und besteuert. Diese Möglichkeit hat der Arbeitnehmer eben-

falls, wenn er sich für die Fahrtenbuchmethode entscheidet.  

 

 

2. Strenge Anforderungen an ein „ordnungsgemäßes“ Fahrtenbuch 
 

Wie der Bundesfinanzhof bereits in seinem Urteil vom 1.3.2012 entschieden hat, muss ein ordnungs-

gemäßes Fahrtenbuch zeitnah und in geschlossener Form geführt werden, um so nachträgliche Einfü-

gungen oder Änderungen auszuschließen oder als solche erkennbar zu machen. Neben Datum und 

Fahrtzielen sind grundsätzlich auch die jeweils aufgesuchten Kunden oder Geschäftspartner oder die 

konkreten Gegenstände der dienstlichen Verrichtung aufzuführen, und zwar grundsätzlich jede einzelne 

berufliche Verwendung für sich und mit dem bei Abschluss der Fahrt erreichten Gesamtkilometerstand 

des Fahrzeugs. Bei einer einheitlichen beruflichen Reise können diese Abschnitte zwar miteinander zu 



einer zusammenfassenden Eintragung verbunden und der am Ende der gesamten Reise erreichte Ge-

samtkilometerstand aufgezeichnet werden. Im Rahmen dieser Erleichterung sind aber die einzelnen 

Kunden oder Geschäftspartner im Fahrtenbuch in der zeitlichen Reihenfolge aufzuführen, in der 

sie aufgesucht worden sind.  

 

Diese Daten gehören zu den unverzichtbaren Angaben, die im Fahrtenbuch selbst zu machen sind. Es 

genügt nicht, wenn nur allgemein und pauschal die betreffenden Fahrten im Fahrtenbuch als „Dienst-

fahrten“ bezeichnet werden. Unzureichende Angaben im Fahrtenbuch können nicht aufgrund eigener 

Tagebuchaufzeichnungen des Arbeitnehmers ergänzt werden. Denn die für ein Fahrtenbuch essenziel-

len Angaben sind dort selbst zu machen und nicht an anderer Stelle in einer weiteren und gegebenen-

falls auch nachträglich vom Arbeitnehmer erstellten Auflistung. Ein „ordnungsgemäßes“ Fahrten-

buch liegt deshalb auch dann nicht vor, wenn die unzureichenden Angaben im Fahrtenbuch 

selbst durch vom Arbeitgeber stammende Listen und Ausdrucke des Terminkalenders ergänzt 

und vervollständigt werden. 

 

 

3. Strenge Anforderungen zur Anerkennung eines Ehegatten-Arbeitsverhältnisses 

 
Ehegatten-Arbeitsverhältnisse unterliegen besonderen Voraussetzungen und stehen ständig im Visier 

der Finanzverwaltung. Damit solche Arbeitsverhältnisse auch steuerlich anerkannt werden, müssen sie 

zivilrechtlich wirksam vereinbart und der Vereinbarung entsprechend tatsächlich durchgeführt werden. 

Gleichzeitig müssen sie inhaltlich dem entsprechen, was bei Arbeitsverträgen unter Fremden üblich ist. 

 

Bei Verträgen zwischen Fremden wird üblicherweise die Arbeitszeit festgelegt, d. h. an welchen Tagen 

und zu welchen Stunden der Arbeitnehmer zu arbeiten hat. Es ist unter Fremden nicht üblich, dass sich 

der Arbeitnehmer lediglich zu einer bestimmten wöchentlichen oder gar monatlichen Anzahl von Ar-

beitsstunden verpflichtet und es dabei völlig dem Arbeitgeber überlassen bleibt, zu bestimmen, wann 

die Arbeit im Einzelnen zu leisten ist oder aber dies in der freien Entscheidung des Arbeitnehmers liegt. 

Dies kann zwar auch unter Fremden ausnahmsweise vorkommen. Bei einem Arbeitsverhältnis, das nur 

eine Teilzeitbeschäftigung zum Gegenstand hat, werden das Aufgabengebiet und der zeitliche Einsatz 

des Arbeitnehmers auch in Arbeitsverträgen unter fremden Dritten nicht stets in allen Einzelheiten fest-

gelegt, sondern der Weisungsbefugnis des Arbeitgebers überlassen. Zum Nachweis der vom Arbeit-

nehmer erbrachten Arbeitsleistung können dann aber Belege, z. B. in Form von Stundenzetteln, 

üblich sein. 

 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat mit Urteil vom 6.11.2012 die Forderung aufgestellt, dass die Arbeits-

leistung – sofern sie sich nicht aus der Art der Tätigkeit ergibt – durch Festlegung der Arbeitszeiten 

geregelt oder durch Stundenaufzeichnungen nachgewiesen werden muss. Entsprechend wurden die 

Zahlungen an den Ehegatten inklusive gezahlter Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag und die abgeführten 

Beiträge zur Sozialversicherung nicht als Betriebsausgaben berücksichtigt, sondern als Entnahme quali-

fiziert. 

 

 

4. Kosten einer Betriebsveranstaltung sind erst bei Überschreiten einer  

Freigrenze Arbeitslohn 
 

Zuwendungen des Arbeitgebers sind nicht als Arbeitslohn zu versteuern, wenn sie nicht der Entlohnung 

des Arbeitnehmers dienen. Dies kann bei Leistungen aus Anlass von Betriebsveranstaltungen der Fall 

sein, wenn diese Veranstaltungen der Förderung des Kontakts der Arbeitnehmer untereinander dienlich 

sind.  

 

Die lohnsteuerrechtliche Wertung derartiger Zuwendungen hängt nicht davon ab, ob die Vorteilsgewäh-

rung im Einzelfall üblich ist. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat vielmehr in seiner bisherigen Recht-

sprechung in typisierender Gesetzesauslegung eine Freigrenze angenommen, bei deren Überschreitung 

erst die Zuwendungen als steuerpflichtiger Arbeitslohn zu qualifizieren sind. Die Finanzverwaltung legt 



ab Veranlagungszeitraum 2002 eine Freigrenze von 110 € je Veranstaltung und Teilnehmer (inklusive 

Familienangehörigen) zugrunde. 

 

Der BFH hat mit Urteil vom 12.12.2012 entschieden, dass eine ständige Anpassung des Höchstbetrags 

(Freigrenze) an die Geldentwertung nicht Aufgabe des Gerichts sei. Nach seiner Auffassung ist zumin-

dest für das Jahr 2007 noch an der Freigrenze in Höhe von 110 € festzuhalten. Er fordert jedoch in der 

Entscheidung die Finanzverwaltung auf, „alsbald“ den Höchstbetrag auf der Grundlage von Erfah-

rungswissen neu zu bemessen.  

 

 

5. Werbungskostenabzug bei langjährigem Leerstand von Wohnungen  
 

In seinem Urteil vom 11.12.2012 hat der Bundesfinanzhof (BFH) präzisiert, unter welchen Vorausset-

zungen Aufwendungen für langjährig leer stehende Wohnimmobilien als vorab entstandene Werbungs-

kosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung steuerlich abziehbar sind.  

  

In dem Verfahren ging es um zwei Wohnobjekte in einem vom Steuerpflichtigen (teilweise) selbst be-

wohnten, 1983 bezugsfertig gewordenen Haus. Eine Wohnung im ersten Obergeschoss war bis August 

1997 vermietet; seitdem steht sie leer. Der Steuerpflichtige schaltete etwa vier Mal im Jahr Chiffrean-

zeigen in einer überregionalen Zeitung, in denen er die Wohnung möbliert zur Anmietung anbot. Die 

Miethöhe errechnete er aus dem jeweils aktuellen Mietspiegel. Nach Angaben des Vermieters hätten 

sich bis heute keine „geeignet erscheinenden Mieter“ gemeldet. Ein im Dachgeschoss des Hauses lie-

gendes Zimmer mit Bad war zu keinem Zeitpunkt vermietet. Eine Vermietung sei auch nicht (mehr) 

beabsichtigt; in früheren Jahren habe er aber gelegentlich (erfolglos) Aushänge in der Nachbarschaft 

angebracht, mit denen das Zimmer zur Anmietung angeboten wurde. Wegen des Leerstands machte der 

Steuerpflichtige in seinen Einkommensteuererklärungen Werbungskosten aus Vermietung und Ver-

pachtung geltend, die das Finanzamt unter Hinweis auf eine fehlende Vermietungsabsicht nicht berück-

sichtigte.  

 

Der BFH geht davon aus, dass es sich hier nicht um ernsthafte und nachhaltige Vermietungsbemühun-

gen handelt. Eine Berücksichtigung der für das Dachgeschosszimmer entstandenen Aufwendungen 

komme schon deshalb nicht in Betracht, weil der Steuerpflichtige dieses Objekt gar nicht habe vermie-

ten wollen. Aber auch die für die Wohnung im ersten Obergeschoss angefallenen Kosten könnten nicht 

abgezogen werden. Denn die geschalteten Zeitungsanzeigen seien erkennbar nicht erfolgreich gewesen. 

Daher hätte der Steuerpflichtige sein Verhalten anpassen und sowohl geeignetere Wege der Ver-

marktung suchen als auch seine Vermietungsbemühungen intensivieren müssen. Zudem sei es 

dem Kläger zuzumuten gewesen, Zugeständnisse (etwa bei der Miethöhe oder im Hinblick auf die 

für ihn als Mieter akzeptablen Personen) zu machen. Da dies nicht getan wurde, ist davon auszuge-

hen, dass der Entschluss zur Einkünfteerzielung aufgegeben wurde.   

 

Anmerkung: Die Gründe der Entscheidung geben auch Hinweise, wie andere Leerstandsituationen – 

etwa im Falle regelmäßiger, aber aus anderen Gründen vorübergehend erfolgloser oder nur verhaltener 

Vermietungsaktivitäten des Steuerpflichtigen – zu beurteilen sind. Daneben nimmt der BFH auch zu 

der Frage Stellung, wie mit dem langjährigen Leerstand in Gebieten mit einem strukturellen Überange-

bot von Immobilien zu verfahren ist. Denn der langjährige Leerstand von Wohnungen ist ein allgemei-

nes Problem, zu dem noch eine Reihe von Verfahren anhängig sind. Wir werden Sie über diese Infor-

mationsschreiben dazu immer auf dem Laufenden halten. 

 

 

6. Werbungskosten bei Abgeltungssteuer? 
 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) hat mit Urteil vom 17.12.2012 entschieden, dass der Ab-

zug von Werbungskosten in tatsächlicher Höhe bei den Einkünften aus Kapitalvermögen in den Fällen 

auf Antrag möglich ist, in denen der tarifliche Einkommensteuersatz bereits unter Berücksichtigung des 

Sparer-Pauschbetrags unter dem Abgeltungssteuersatz von 25 % liegt. 



 

In dem Verfahren machte eine Steuerpflichtige Werbungskosten geltend, die über den Sparerpauschbe-

trag hinausgehen. Nach Auffassung des FG sei zwar im Rahmen der Abgeltungssteuer grundsätzlich 

der Abzug von Werbungskosten ausgeschlossen, die über den Sparerpauschbetrag von 801 € hinausge-

hen. Dieses absolute Abzugsverbot sei aber jedenfalls in den Fällen verfassungswidrig, in denen der 

tarifliche Steuersatz bereits bei Berücksichtigung nur des Sparerpauschbetrags unter dem Abgeltungs-

steuersatz von 25 % liegt und tatsächlich höhere Werbungskosten angefallen sind.  

Ausdrücklich nicht entschieden hat das FG die Frage, ob der Ausschluss des Werbungskostenabzugs in 

den Fällen verfassungsmäßig ist, in denen der Steuersatz des Steuerpflichtigen höher ist als der Abgel-

tungssteuersatz von 25 %. 

 

Anmerkung: Inwieweit dieses Urteil Bestand haben wird, kann nicht abgeschätzt werden. Jedenfalls 

wurde wegen grundsätzlicher Bedeutung des Sachverhalts die Revision zum Bundesfinanzhof zugelas-

sen. 

 

 

7. Kosten einer Ehescheidung in vollem Umfang steuerlich absetzbar? 
 

Die mit einer Ehescheidung zusammenhängenden Gerichts- und Anwaltskosten können nach Auffas-

sung des Finanzgerichts Düsseldorf (FG) in vollem Umfang steuerlich geltend gemacht werden. 

 

In dem entschiedenen Fall hatte der geschiedene Ehepartner Gerichts- und Anwaltskosten in Höhe von 

insgesamt 8.195 € für die Ehescheidung aufgewandt. Die Kosten betrafen auch die Aufwendungen im 

Zusammenhang mit dem Versorgungsausgleich, dem Zugewinnausgleich und dem nachehelichen Un-

terhalt.  

 

Das FG ließ die gesamten Aufwendungen als außergewöhnliche Belastung steuerwirksam zum Abzug 

zu. Nach Auffassung der Richter kann eine Ehescheidung nur gerichtlich und mit Hilfe von Rechtsan-

wälten erfolgen. Dabei müssen regelmäßig auch Regelungen zum Versorgungsausgleich, dem Zuge-

winn und den Unterhaltsansprüchen getroffen werden. Den Kosten können sich die Ehepartner nicht 

entziehen. Dabei spielt es keine Rolle, dass Teilbereiche einer Scheidung nur durch Urteil, andere Teile 

hingegen auch durch einen Vergleich zwischen den Ehepartnern geregelt werden können. 

 

Anmerkung: Die Revision zum Bundesfinanzhof (BFH) wurde im Hinblick auf unterschiedliche Ent-

scheidungen zum Abzug von Prozesskosten zugelassen. Zwar hat der BFH mit Urteil vom 12.5.2011 

unter Änderung der Rechtsprechung entschieden, dass Zivilprozesskosten aus rechtlichen Gründen 

zwangsläufig erwachsen können und damit als außergewöhnliche Belastungen berücksichtigungsfähig 

sind. Mit Urteilen vom 30.5.2005 hat er aber auch entschieden, dass die Kosten der vermögensrechtli-

chen Auseinandersetzung im Scheidungsverfahren keine außergewöhnlichen Belastungen sind.  

 

 

8. Förderung des ehrenamtlichen Engagements wurde verbessert 
 

Mit dem Gemeinnützigkeitsentbürokratisierungsgesetz will der Gesetzgeber das Ehrenamt stärken und 

Vereine, Stiftungen und andere gemeinnützige Organisationen von Bürokratie entlasten. Dazu wurden 

folgende Maßnahmen beschlossen: 
 

 Die sog. „Übungsleiterpauschale“ wird von 2.100 € auf 2.400 € und die sog. „Ehrenamtspauschale“ 

von 500 € auf 720 € angehoben. Diese Einnahmen sind nicht steuer- oder sozialversicherungspflich-

tig. Übungsleitertätigkeiten sind nebenberufliche Tätigkeiten für eine gemeinnützige Organisation 

oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts. Die „Ehrenamtspauschale“ kann für jede Art 

von Tätigkeit für gemeinnützige Vereine, kirchliche oder öffentliche Einrichtungen in Anspruch ge-

nommen werden. 
 



 Die Frist, in der steuerbegünstigte Körperschaften ihre Mittel verwenden müssen, ist um ein Jahr 

verlängert worden. Bisher mussten diese bis zum Ablauf des auf den Zufluss folgenden Kalender-

jahres erfolgen. Dies ermöglicht einen größeren und flexibleren Planungszeitraum für den Einsatz 

der zur Verfügung stehenden Mittel. 
 

 Steuerbegünstigte Organisationen können durch eine gesetzliche Regelung der sog. „Wiederbeschaf-

fungsrücklage“ Mittel zurücklegen, um beispielsweise einen alten Pkw durch einen neuen oder grö-

ßeren zu ersetzen. Eine weitere große Erleichterung ist für die sog. freie Rücklage vorgesehen. Kör-

perschaften können das nicht ausgeschöpfte Potenzial, das sie in einem Jahr in die freie Rücklage 

hätten einstellen können, in den folgenden 2 Jahren ausschöpfen.  
 

 Im Bürgerlichen Gesetzbuch ist eine Regelung eingeführt, die die zivilrechtliche Haftung von Ver-

einsmitgliedern oder Mitgliedern von Vereinsorganen auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit be-

schränkt, wenn die Vergütung 720 € jährlich nicht übersteigt. 
 

 Gemeinnützige Organisationen können nun andere gemeinnützige Organisationen leichter mit Kapi-

tal unterstützen, denn dies war bisher nur in begrenztem Umfang möglich. Die Regelung ermöglicht 

vor allem die Schaffung sog. Stiftungslehrstühle an Universitäten. 
 

 Die Umsatzgrenze für sportliche Veranstaltungen wird um 10.000 € auf 45.000 € angehoben. Veran-

staltungen, die sich im Rahmen dieser Umsatzgrenze bewegen, sind steuerfrei. 
 

Anmerkung: Durch die gesetzlichen Änderungen – insbesondere im Zusammenhang mit der Erhöhung 

der Ehrenamtspauschale und der Übungsleiterpauschale – bedürfen viele „Vereinssatzungen“ ggf. einer 

Anpassung. Lassen Sie sich vor der Anpassung beraten! 

 

 

9. Novellierung der Steuerberatergebühren 
 

Die Steuerberatergebührenverordnung wird zur Steuerberatervergütungsverordnung. Ende letzten Jah-

res stimmte der Bundesrat – nach nunmehr 14 Jahren Gültigkeitsdauer – der Novellierung der Steuerbe-

ratergebühren zu. Die Änderungen traten am 20.12.2012 in Kraft. 

 

Die Novelle berücksichtigt vor allem die gestiegene Preis- und Kostenentwicklung bei den Steuerbera-

terpraxen, die u. a. auf dem verstärkten und aufwendigen EDV-Einsatz beruhen. Des Weiteren fallen 

durch die immer komplizierter werdenden steuerlichen Regelungen umfangreichere Arbeiten auch in-

nerhalb der bestehenden Gebührentatbestände an. Das ließ sich durch die alten Gebührensätze nicht 

mehr adäquat abbilden. 

 

Durch die Überarbeitung werden jetzt auch neu eingeführte Steuertatbestände, für die bislang keine 

Abrechnungsgrundlage vorhanden war, wie z. B. die Abrechnung für die Überwachung der Lohnsum-

me oder die Thesaurierungsrücklage sowie die Zusammenfassende Meldung berücksichtigt. Erhöht 

wurde die Zeitgebühr, die Mindestgegenstandswerte für die Erstellung von Steuererklärungen, die 

Betragsrahmengebühren für die Lohnbuchführung sowie die Gebühren für die Aufstellung von Zwi-

schenabschlüssen. 

 

 

10.  Gesetz zur Schlichtung im Luftverkehr tritt zum 1.11.2013 in Kraft 
 

Gerade zur Reisezeit passiert es häufiger, dass Flüge überbucht sind, annulliert werden oder sich ver-

späten. Auch ist es nicht selten, dass Reisegepäck verloren geht oder beschädigt bzw. verspätet abgelie-

fert wird. In all diesen Fällen haben Fluggäste aus dem internationalen, europäischen und nationalen 

Recht umfangreiche Ansprüche gegen die Fluggesellschaft.  

 

Mit dem Gesetz zur Schlichtung im Luftverkehr bekommen Passagiere das Recht auf eine schnelle, 

kostenlose und effektive Schlichtung bei Streitigkeiten. Wenn Airlines die Ansprüche ihrer Kunden bei 



Verspätung, Annullierung oder Überbuchung und bei Gepäckschäden nicht erfüllen, wird die Schlich-

tungsstelle sich schnell und für den Fluggast grundsätzlich kostenlos um eine einvernehmliche Streit-

beilegung bemühen. Die Neuregelungen sollen gewährleisten, dass Zahlungsansprüche bis zu 5.000 € 

mithilfe der Schlichtungsstelle durchgesetzt werden können. 

 

Voraussetzung für das Funktionieren der Schlichtung ist ihre Akzeptanz durch die Luftfahrtunterneh-

men. Diese sind nicht gezwungen die Schlichtungsvorschläge anzuerkennen. Deshalb setzt das Gesetz 

zunächst auf eine freiwillige Schlichtung durch privatrechtlich, d. h. durch die Luftfahrtunternehmen 

organisierte Schlichtungsstellen. Erfüllen sie die gesetzlich festgelegten Anforderungen, insbesondere 

an die Unparteilichkeit der Stelle und die Fairness des Verfahrens, können sie von der Bundesregierung 

anerkannt werden. Unternehmen, die sich nicht freiwillig an der Schlichtung beteiligen, werden einer 

behördlichen Schlichtung beim Bundesamt für Justiz überantwortet. Das Verfahren ist für den Fluggast 

zunächst kostenlos. 

 

Die im Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft e. V. (BDL) zusammengeschlossenen 

deutschen und die in dem Board of Airline Representatives in Germany e. V. (BARIG) organisierten 

ausländischen Fluggesellschaften haben sich zur freiwilligen Teilnahme an einer Schlichtung bereit 

erklärt. Auch von den großen, nicht in einem Verband organisierten ausländischen Airlines gibt es posi-

tive Signale zur Teilnahme.  

 

Das Gesetz tritt am 1.11.2013 in Kraft. Alle ab diesem Zeitpunkt entstehenden Fluggastansprüche kön-

nen dann geschlichtet werden. 

 

 

11.  Flug mit Anschlussflügen – Ausgleichsanspruch bei verspäteter Ankunft  
 

Die Fluggäste eines Flugs mit Anschlussflügen müssen entschädigt werden, wenn ihr Flug am Endziel 

mit einer Verspätung von 3 Stunden oder mehr ankommt. Die Tatsache, dass die ursprüngliche Verspä-

tung des Flugs die vom Unionsrecht festgelegten Grenzen (3 Stunden) nicht überschritten hat, wirkt 

sich nicht auf den Ausgleichsanspruch aus. Das entschieden die Richter des Europäischen Gerichtshofs 

(EuGH) in ihrem Urteil vom 26.2.2013. 

 

Die Verordnung über Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste gewährt ihnen grundsätz-

lich Unterstützung während der Verzögerung ihres Flugs. Der EuGH hatte in einem früheren Urteil 

vom 19.11.2009 bereits entschieden, dass auch Fluggäste, deren Flug sich verspätet hat, Ausgleichszah-

lungen erhalten können – auch wenn dieser Anspruch von der Verordnung nur im Fall der Annullierung 

von Flügen ausdrücklich gewährt wird –, sofern sie ihr Endziel 3 Stunden oder mehr nach der planmä-

ßigen Ankunft erreichen. Eine solche pauschale Ausgleichszahlung, die in Abhängigkeit von der Ent-

fernung des Flugs zwischen 250 € und 600 € beträgt, wird anhand des letzten Zielorts bestimmt, an dem 

der Fluggast später als zur planmäßigen Ankunftszeit ankommt. 

 

In dem am 26.2.2013 entschiedenen Fall verfügte ein Fluggast über eine Buchung für einen Flug von 

Bremen (Deutschland) über Paris (Frankreich) und São Paulo (Brasilien) nach Asunción (Paraguay). 

Der Flug von Bremen nach Paris hatte von Beginn an Verspätung und startete fast 2,5 Stunden später. 

Folglich verpasste der Fluggast seinen Anschlussflug von Paris nach São Paulo und wurde auf einen 

späteren Flug mit demselben Zielort umgebucht.  

 

Aufgrund der verspäteten Ankunft in São Paulo verpasste der Flugpassagier den ursprünglich geplanten 

Anschlussflug nach Asunción und kam dort erst mit einer Verspätung von 11 Stunden gegenüber der 

ursprünglich geplanten Ankunftszeit an. 

 

In dem Urteil weist der EuGH zunächst darauf hin, dass Gegenstand der Verordnung die Gewährung 

von Mindestrechten für Fluggäste ist, die mit 3 verschiedenen Situationen konfrontiert sind: der Nicht-

beförderung gegen ihren Willen, der Annullierung des Flugs und schließlich der Verspätung des Flugs. 

 



Sodann verweist der Gerichtshof auf seine Rechtsprechung, wonach Fluggäste von verzögerten Flügen, 

die eine große Verspätung erleiden – d. h. eine Verspätung von 3 Stunden oder mehr –, wie Fluggäste, 

deren ursprünglicher Flug annulliert wurde und denen das Luftfahrtunternehmen keine anderweitige 

Beförderung anbieten kann, einen Ausgleichsanspruch haben, da sie in ähnlicher Weise einen irrever-

siblen Zeitverlust und somit Unannehmlichkeiten erleiden.  

 

Da diese Unannehmlichkeiten im Fall verspäteter Flüge bei der Ankunft am Endziel eintreten, 

muss das Vorliegen einer Verspätung anhand der planmäßigen Ankunftszeit am Endziel, also am 

Zielort des letzten Flugs, beurteilt werden. 

 

 

12. Nachbesserungsverlangen beim Kauf eines Neuwagens 
 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich am 6.2.2013 in einer Entscheidung mit der Frage zu befassen, 

ob sich der Käufer eines Neuwagens noch auf die fehlende Fabrikneuheit des Fahrzeugs berufen kann, 

wenn er die Abnahme des an Lackierung und Karosserie beschädigten Fahrzeugs nicht generell abge-

lehnt, sondern zunächst eine Beseitigung der Schäden verlangt hat und diese anschließend nur unzurei-

chend gelungen ist.  

 

Im entschiedenen Fall bestellte ein Käufer bei einem Autohändler einen Neuwagen zum Preis von 

39.000 €. Bei Auslieferung verweigerte er die Annahme des Fahrzeugs wegen Schäden an der Lackie-

rung und der Karosserie und verlangte Nachbesserung. Gestützt auf ein Sachverständigengutachten, das 

die daraufhin vorgenommene Nachbesserung für nicht ordnungsgemäß erachtet hatte, lehnte er eine 

Übernahme des Fahrzeugs erneut ab und trat vom Vertrag zurück. Der Käufer nahm den Händler auf 

Rückzahlung der geleisteten Anzahlung, Freistellung von den zur Finanzierung eingegangenen Darle-

hensverbindlichkeiten sowie Ersatz von Sachverständigenkosten in Anspruch. 

 

Der BGH stellte in dem Urteil fest, dass der Käufer eines Neuwagens grundsätzlich erwarten kann, dass 

die von ihm verlangte Nachbesserung technisch den Zustand herbeiführt, der dem werksseitigen Auslie-

ferungsstandard entspricht. Verlangt der Käufer eines Neuwagens die Beseitigung von Mängeln, ver-

zichtet er damit nicht auf die mit der Neuwagenbestellung vereinbarte Beschaffenheit einer Fabrikneu-

heit des Fahrzeugs.  

 

Wird durch die Nachbesserungsarbeiten ein Fahrzeugzustand, wie er normalerweise bei einer 

werksseitigen Auslieferung besteht, nicht erreicht, kann der Käufer vom Vertrag zurücktreten.  

 

Der als Beschaffenheit vereinbarte fabrikneue Zustand des Fahrzeugs ist ein maßgeblicher Gesichts-

punkt bei der Kaufentscheidung und spielt auch wirtschaftlich eine Rolle, da Fahrzeuge, die nicht mehr 

als fabrikneu gelten, mit deutlichen Preisabschlägen gehandelt werden. 

 

 

13.  Rücktritt vom Kaufvertrag wegen zu viel Kraftstoffverbrauch 
 

Ein Käufer kann vom Kaufvertrag zurücktreten, wenn der gekaufte Neuwagen auch unter Testbedin-

gungen über 10 % mehr Kraftstoff verbraucht als im Verkaufsprospekt angegeben. Das haben die Rich-

ter des Oberlandesgerichts Hamm am 7.2.2013 entschieden. 

 

Er sei zum Rücktritt berechtigt, weil dem Fahrzeug eine Beschaffenheit fehle, die er nach dem Ver-

kaufsprospekt habe erwarten dürfen. Der Käufer müsse zwar wissen, dass die tatsächlichen Ver-

brauchswerte von vielen Einflüssen und der individuellen Fahrweise abhingen und nicht mit Prospekt-

angaben gleichzusetzen seien. Er könne aber erwarten, dass die im Prospekt angegebenen Werte unter 

Testbedingungen reproduzierbar seien. 

 

Von dem vom Autohändler zurückzuzahlenden Kaufpreis ist allerdings ein Abzug zu machen, den der 

Käufer als Entschädigung für die bisherige Fahrzeugnutzung zu leisten habe. 



 

 

14.  BGB-Gesellschafter – Haftung für Darlehensrückzahlung 
 

Nach einem Beschluss des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 23.1.2013 hat der Darlehensgeber bei der 

Gewährung eines Darlehens gegenüber einer BGB-Gesellschaft gegen sämtliche Gesellschafter einen 

gesamtschuldnerischen Rückzahlungsanspruch. Auch eine zwischenzeitliche Auflösung der BGB-

Gesellschaft ändert daran nichts. 

 

Leistet ein Schuldner Teilzahlungen, so stellt dies ein Anerkenntnis im Sinne des BGB dar, mit der 

Folge, dass die Verjährung erneut zu laufen beginnt. 

 

 

15.  Kein generelles Verbot von Hunde- und Katzenhaltung durch eine allgemeine  

Geschäftsbedingung  
 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte sich in seiner Entscheidung vom 20.3.2013 mit der Frage befasst, 

ob eine Formularklausel in einem Wohnraummietvertrag wirksam ist, welche die Haltung von Hunden 

und Katzen in einer Mietwohnung generell untersagt.  

 

In dem Fall aus der Praxis war in dem Mietvertrag mit einer Genossenschaft als „zusätzliche Vereinba-

rung“ enthalten, dass das Mitglied verpflichtet sei, „keine Hunde und Katzen zu halten“. Der Mieter 

zog mit seiner Familie und einem Mischlingshund mit einer Schulterhöhe von etwa 20 cm in die Woh-

nung ein. Daraufhin wurde er von der Genossenschaft aufgefordert, das Tier binnen 4 Wochen abzu-

schaffen. Nachdem der Mieter der Aufforderung nicht nachkam, hat der Vermieter ihn auf Entfernung 

des Hundes aus der Wohnung und Unterlassung der Hundehaltung in Anspruch genommen. 

 

Der BGH entschied jedoch, dass eine Allgemeine Geschäftsbedingung des Vermieters, welche die Hal-

tung von Hunden und Katzen in der Mietwohnung generell untersagt, unwirksam ist. Sie benachteiligt 

den Mieter unangemessen, weil sie ihm eine Hunde- und Katzenhaltung ausnahmslos und ohne Rück-

sicht auf besondere Fallgestaltungen und Interessenlagen verbietet.  

 

Zugleich verstößt sie gegen den wesentlichen Grundgedanken der Gebrauchsgewährungspflicht des 

Vermieters. Ob eine Tierhaltung zum vertragsgemäßen Gebrauch gehört, erfordert eine umfassende 

Interessenabwägung im Einzelfall. Eine generelle Verbotsklausel würde – in Widerspruch dazu – eine 

Tierhaltung auch in den Fällen ausschließen, in denen eine solche Abwägung eindeutig zugunsten des 

Mieters ausfiele.  

 

Die Unwirksamkeit der Klausel führt nicht dazu, dass der Mieter Hunde oder Katzen ohne jegliche 

Rücksicht auf andere halten kann. Sie hat vielmehr zur Folge, dass die gebotene umfassende Abwägung 

der im Einzelfall konkret betroffenen Belange und Interessen der Mietvertragsparteien, der anderen 

Hausbewohner und der Nachbarn erfolgen muss.  

 

 

16.  Auskunftsanspruch eines abgelehnten Stellenbewerbers   
 

Ein abgelehnter Stellenbewerber hat nach einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 

25.4.2013 gegen den Arbeitgeber keinen Anspruch auf Auskunft, ob dieser einen anderen Bewerber 

eingestellt hat.  

 

Im entschiedenen Fall hatte eine 1961 in der russischen SSR geborene Bewerberin sich im Jahre 2006 

auf die von einem Unternehmen ausgeschriebene Stelle eines/einer Softwareentwicklers/-entwicklerin 

erfolglos beworben. Das Unternehmen teilte ihr nicht mit, ob sie einen anderen Bewerber eingestellt 

hatte und gegebenenfalls, welche Kriterien für diese Entscheidung maßgeblich gewesen waren. Die 

Bewerberin behauptete, sie habe die Voraussetzungen für die ausgeschriebene Stelle erfüllt und sei 



lediglich wegen ihres Geschlechts, ihres Alters und ihrer Herkunft nicht zu einem Vorstellungsgespräch 

eingeladen und diskriminiert worden. Sie verlangte vom Unternehmen eine angemessene Entschädi-

gung in Geld. 

 

Einen Anspruch der Bewerberin auf Auskunft gegen das Unternehmen, ob dieses einen anderen Be-

werber eingestellt hat und gegebenenfalls aufgrund welcher Kriterien, sahen die Richter des Bundesar-

beitsgerichts nach nationalem Recht nicht. Auf seine Vorlage an den Europäischen Gerichtshof (EuGH) 

hatte dieser mit Urteil vom 19.4.2012 entschieden, dass sich ein solcher Auskunftsanspruch auch nicht 

aufgrund des Gemeinschaftsrechts ergibt, die Verweigerung jedes Zugangs zu Informationen durch 

einen Arbeitgeber jedoch unter Umständen einen Gesichtspunkt darstellen kann, welcher beim Nach-

weis der Tatsachen heranzuziehen ist, die eine Diskriminierung vermuten lassen.  
 

Unter Zugrundelegung dieser Rechtsprechung des EuGH blieb die Entschädigungsklage vor dem BAG 

ohne Erfolg. Die Bewerberin hat zwar auf ihr Geschlecht, ihr Alter und ihre Herkunft hingewiesen, 

jedoch keine ausreichenden Indizien dargelegt, welche eine Benachteiligung wegen eines im Allgemei-

nen Gleichbehandlungsgesetz genannten Grundes vermuten lassen und die zu einer Beweislast des Un-

ternehmens dafür führen würden, dass kein Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor Benach-

teiligungen vorgelegen hat. Auch die Verweigerung jeglicher Auskunft durch das Unternehmen be-

gründete nicht die Vermutung einer unzulässigen Benachteiligung der Bewerberin.  
 

 

17.  Altersgrenzen in Betriebsvereinbarungen  
 

Altersgrenzen in Betriebsvereinbarungen, nach denen das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Kalender-

monats endet, in dem der Arbeitnehmer die Regelaltersgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung 

erreicht, sind wirksam.  

 

In einem vom Bundesarbeitsgericht am 5.3.2013 entschiedenen Fall war ein im Jahr 1942 geborener 

Arbeitnehmer seit 1980 in einem Unternehmen beschäftigt. Nach der von beiden Parteien unterzeichne-

ten „Einstellungsmitteilung“ war das Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit geschlossen. Eine beim 

Unternehmen bestehende Gesamtbetriebsvereinbarung aus dem Jahr 1976 sah die Beendigung des Ar-

beitsverhältnisses mit Erreichen des 65. Lebensjahres vor. Dieses vollendete der Arbeitnehmer im Au-

gust 2007. Der Arbeitnehmer klagte nun gegen die Beendigung seines Arbeitsverhältnisses. 

 

Die Bundesrichter kamen zu dem Entschluss, dass Gesamtbetriebsrat und Arbeitgeber in einer 

freiwilligen Gesamtbetriebsvereinbarung eine Altersgrenze für die Beendigung von Arbeitsver-

hältnissen regeln können. Die Grundsätze von Recht und Billigkeit sind gewahrt, wenn die Alters-

grenze an den Zeitpunkt anknüpft, zu dem der Arbeitnehmer die Regelaltersrente aus der gesetzlichen 

Rentenversicherung beziehen kann. Eine solche Regelung verstößt nicht gegen das Verbot der Alters-

diskriminierung. Die Vereinbarung eines unbefristeten Arbeitsverhältnisses ist auch keine die 

Altersgrenzenregelung der Gesamtbetriebsvereinbarung verdrängende einzelvertragliche Abmachung.  

 

 

18.  Umgangsrecht – mehr Rechte für leibliche Väter im Interesse der Kinder 
 

Mit dem Gesetz zur Stärkung der Rechte des leiblichen, nicht rechtlichen Vaters sollen die Rechte leib-

licher Väter, die sich Umgang mit ihrem Kind wünschen, gestärkt werden. Hat das Kind des leiblichen 

Vaters bereits einen rechtlichen Vater, sorgen die Neuregelungen künftig dafür, dass auch der leibliche 

Vater Kontakt zu seinem Kind haben kann, sofern er sich ernsthaft für sein Kind interessiert. 

 

In Zukunft kommt es für das Umgangsrecht des leiblichen Vaters nicht mehr darauf an, dass bereits 

eine enge Beziehung zu dem Kind besteht. Entscheidend ist vielmehr, ob der leibliche Vater ein ernst-

haftes Interesse an seinem Kind gezeigt hat und ob der Umgang mit dem leiblichen Vater dem Kindes-

wohl dient. 

 



Das Umgangsrecht des leiblichen Vaters ist an Hürden geknüpft, die sicherstellen, dass die Stabilität 

der sozialen Familie im Interesse des Kindes nicht unnötig gefährdet wird. Daher steht im Mittelpunkt 

stets die Frage, ob der Umgang dem Kindeswohl dient. 

 

Neben dem Recht auf Umgang erhalten leibliche Väter künftig auch das Recht, Auskunft über die per-

sönlichen Verhältnisse des Kindes zu verlangen, soweit das dem Wohl des Kindes nicht widerspricht. 

Bestehen Zweifel an der Vaterschaft, so kann diese Frage innerhalb des Umgangs- bzw. Auskunftsver-

fahrens geklärt werden. 

 

 

19.  Scheidung – kein Trennungsjahr bei gemeinsamem Schlafzimmer 
 

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) kann eine Ehe geschieden werden, wenn sie gescheitert ist. 

Die Ehe scheitert, wenn die Lebensgemeinschaft der Ehegatten nicht mehr besteht und nicht erwartet 

werden kann, dass die Ehegatten sie wiederherstellen.  

 

Der Begriff des „Scheiterns der Ehe“ setzt sich also aus zwei Komponenten zusammen: Es bedarf der 

Feststellung des Nichtbestehens der Lebensgemeinschaft der Ehegatten und darüber hinaus der Progno-

se, dass die Wiederaufnahme der Lebensgemeinschaft nicht erwartet werden kann. Eine Scheidung ist 

erst dann möglich, wenn die Ehegatten mindestens 1 Jahr lang getrennt gelebt haben. 

 

Ehegatten leben getrennt, wenn zwischen ihnen keine häusliche Gemeinschaft besteht und ein Ehegatte 

sie erkennbar nicht herstellen will, weil er die eheliche Lebensgemeinschaft ablehnt. Der Begriff des 

„Getrenntlebens“ gründet danach auf drei Elementen, die zusammentreffen müssen, nämlich objektiv 

die häusliche Trennung und subjektiv einmal der Wille zumindest eines Ehegatten, die häusliche Ge-

meinschaft nicht wiederherzustellen, und zum anderen dessen Motiv, die in der Ablehnung der eheli-

chen Lebensgemeinschaft besteht. 

 

So besteht eine häusliche Gemeinschaft auch dann nicht mehr, wenn die Ehegatten innerhalb der Woh-

nung getrennt leben. Dies setzt jedoch voraus, dass kein gemeinsamer Haushalt geführt wird und zwi-

schen den Ehegatten keine wesentlichen persönlichen Beziehungen mehr bestehen. Hiervon kann nicht 

ausgegangen werden, wenn die Haushaltsführung entsprechend der Arbeitsaufteilung zwischen den 

Ehegatten in wesentlichen Teilen aufrechterhalten wird. 

 

In einem Urteil vom 7.12.2012 entschieden die Richter des Oberlandesgerichts Köln, dass ein „Ge-

trenntleben“ nicht vorliegt, wenn die Ehefrau noch die Wäschepflege für den Ehemann übernimmt, im 

Wesentlichen die Einkäufe für die Familie tätigt und auch das Schlafzimmer in der Ehewohnung noch 

gemeinsam genutzt wird.  

 

 

20.  Höhere Pfändungsfreigrenzen für Arbeitseinkommen ab 1.7.2013  
 

Ab dem 1.7.2013 werden die geschützten Beträge, die bei einer Zwangsvollstreckung in Forderungen 

und andere Vermögensrechte nicht gepfändet werden dürfen, erhöht.  

 

Die Pfändungsfreigrenzen für Arbeitseinkommen wird jeweils zum 1.7. eines jeden zweiten Jahres an 

die Entwicklung des steuerlichen Freibetrags für das sächliche Existenzminimum angepasst.  

 

Ab dem 1.7.2013 beträgt der monatlich unpfändbare Grundbetrag 1.045,04 € (bisher: 1.028,89 €). Die-

ser Betrag erhöht sich, wenn gesetzliche Unterhaltspflichten zu erfüllen sind, um monatlich 393,30 € 

(bisher: 387,22 €) für die erste und um jeweils weitere 219,12 € (bisher 215,73 €) für die zweite bis 

fünfte Person. Wenn Schuldner mehr verdienen als den pfändungsfreien Betrag, verbleibt ihnen vom 

Mehrbetrag ebenfalls ein bestimmter Anteil. 

 

 



 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2013 = - 0,13 % 
 1.1. – 31.12.2012 = 0,12 % 
 1.7. – 31.12.2011 = 0,37 % 

 

 
 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2005 = 100) 

2013: April = 105,1; März = 105,6; Februar = 105,1; Januar = 104,5 

2012: Dezember = 104,2; November = 103,2; Oktober = 113,3; 
September = 113,3; August = 113,3; Juli = 112,9; Juni = 112,5; Mai = 112,6 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

